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DieArbeitslosenfürsorgeder GemeindeWien.
- . . .

EinInvestititionsprogrammvon120Milliarden.
Wiebereitsberichtet ,willdieGemeindeWienzurLinderungder

ArbeitslosigkeiteingroszügigesInvestitionsprogrammindWerksetzen.nochberichtetwerden.
Vertreternder Gewerkschaftenundder Arbeiterkammer,die am15. ds.
beiihmvorsprachen,machteBürgermeisterReumanndieMitteilung,das
die GemeindeArbeitenimWertevon85 MilliardenKronendurchführen
werde.SeitherhabenweitereBeratungenstattgefundenundeswurde
beschlossen,diegrösstenAnstrengungenzumachen,umdieproduktive
ArbeitslosenfürsorgedurchdieGemeindenochin höheremMasezurTat
werdenzulassen .DasErgebnisist

einInvestitionsprogrammvon120Milliarden,
dassichzumgrösstenTeilaufBautenbezieht.

DerGemeinerstsausschusfür diestädtischenUnternehmunenhatbe-¬
reits in seinerheutigenSitzugeinenAufwandvon87Milliardengeneh-¬
migt ,demauchdie OppositionimPrinzipzustimmte.DerAusschusfür
TechnischeAngelegenheitenwirdin seiner nächstenSitzungüberweitere
33MilliardenKronenbeschliesen.SodanngelangendiegesamtenVorlagen
Monseg,den5 .Märzin denstädtischenFinanzauschusundhieraufanden
Stadtsenat .Freitag,den . Maärzsoll derGemeinderatdieendgültigen
BeschlüsseKassen.

Inzwischenwurdenbbreitsalle Amterangewiesendiein Betrachtkom-¬
mendenProjekteundPlänevorzubereiten,sodassofortnachderBeschlus
fassungmitdefInangriffnahmederBautenundderVergebungdersonstig
en Auftrüsebegonnenwerdenkann .

DasänweiterteInvestitionsprogrammumfasstinsbesondere:
60MilliardenfürWohnbauzwecke,

die in derWeiseaufgebrachtwerden ,dasdie städtischenStrassenbahnen,
Gaswerke,Elektrizitätswerke,BruhausundAnkündigungsunternehmungWohn-¬
bauanleihezeichnen .EssollenHoch -undFlachbautengeschaffenwerden.
Insgesamtist miteinemZuwachsvonrund830Wohnungenzurechnen,was
nichtblosvomStandpunktderArbeitslosenfürsorgesondernauchzur
BekämpfungderWohnungsnotvongrösterBedeutungist .

NeueStrassenbahnlinien
werden18 . 25Milliardenerfordernundzwarist derBauderLinien
Lusstellungsstrasse- Handelskai-Freudenau ,Floridsdorf-Strebersdorg
undFavoriten- Inzersdegfgeplant .AuchhierbestähtderVorteilnicht
nurinderSchaffungneuerArbeitsgelegenheiten ,sonderndarin,dasgrosse

Verbindungentbehrten ,nunindasGebietediebisherjeder.
Verkhrsnetz der Grosstadt einbezogn werden .Bemerkenswertist insbe
sondere,dasdieLinienachStrobersdorfbereitsgelegentlihderEinge-¬
meindungderVororteversprochenwurde;abererssjetztfindetdieser
WunschseineVerwirklichung .

DüeElektrizitätswerkewerden10. 000: neueMietinstallationen
mit einem Kostenaufwandvon 5500 Millionen durchführen ,diestädtischen

LagerhäuserErweiterungsbautenum. 25Milliamdden.
Dieweiteren33Milliarden,

die sich die Gemeindeselbst aufzubringenverpflichtet ,werdenihreVer
wendungfinden: neuenHeimsfürdiefürdenBaueines/Kinderübernahmsstélle12Milliarden;

für denBauvonVolksbädernimX .undXVI .Bezirk10Milliarden ;
fürdieAusdehnungderimBudgetvorgesehenenModernisierung

derKehrichtabfuhrvon20,000auf40. 000Haushalte. 5Milliarden;

fürauserordentlicheInstandsetzumgsarbeitenansämmtlchenWiener
Volkk-undBürgerschulen ,diedamitzumindestaufdenVorkriegszustand
gebrachtwerdensollen5Milliarden;fürInstandhaltungundWeusnhaffungvonKinderspielplätzenin
Gärten1Milliarde ;fürdieAuswechslungderimKriegeabgeliefertenKupferkochge-¬
fäseinsämmtlichenHumanitässanstaltendurchNickelkessel. 5Milliarde

wirdUeberdieEinzelheitendesgroszügigenArbeitsplans

DieGemeindeWienunddieBankenumsatzsteuer.DerHerrVizekanzlerDr.
FrankhatalsVertreterdesFinanzministerseineInterpellationimNa-¬
tionalratebeantwortet,diesichaufdieBefreiungderBankenvonder
Umsatzsteuerfür TaggelderBezog .AnzweiStellenseinerErwiderung
ist mitbesondererBetonungdavondieRede ,dassstets imEinvernehmender Bankenumsatzsteuer

mitderGemeindeWienvorgegangenwurde ,diebekanntlichamErtrage/zur
Hälftebeteiligtist .DieseHinweisesindgeeignet,einvölligfalsches
BildvonderStellungnahmederGemeindein dieserSackezugebenund.
stehenauchmitdemformalenTatbestandinWiderspruch.Esistunric-¬
tig ;dass die GemeindevonderAbsichtdes Finanzministeriumsverstän-¬
digtwurde,dieTaggelderderBankensteuerfreizubehandeln.Während
bezüglicheinerdie PostsparkassabetreffendenBankenumsatzsteuerdas

übereinstim.Einvernehmenmitder Gemeindegesuchtundeine
mendeLösungraschgefundenwurde ,ist diesbezüglichder Taggeldernich
geschehen .DieGemeindeerhielt vielmehrvonder NichtzahlungderSzeu-¬
er nur dadurch Kenntnis ,das sie - enttäuscht von demunbefriedigendenEr - ¬

trag - selbständige Erhebungen pflog .Nebst einer Reihe schwererMängel ,dabei
vondenendieFinanzbehördensofortverständigtwurden,kam/auchder
Umstandzutage ,dass die Bankendie Taggelderundalles wassieunter
diesemTitelzubuchenbelieben,nichtversteuern.Esist alsowirklich
gegenüberderGemeinde„ inaller Stille undHeimlichkeit“,verfahren

worden.Aufdas' AnerbietenderGemeinde,dieBankenumsatzsteuerkosten-¬
frei für denBundeinzuhebenunddie Verpflichtungenzuübernehmen,
durchzweckentsprechendeKontrolledenErtragummindestens50Prozent
zu steigern ,wurdenicht eing .Erst nachwiederholtemDrängen
fand im Finanzministerium amtember eine Enquete statt .Aufder - ¬
s elben habendie Vertreter Wienemeuerlichalle vomStandpunktedes
GesetzesgegendieSteuerbefreiungsprechendenGründeeingehendstdar-¬
gelegt ,aufdieNotdesBundes,derLänderundderGemeindeneinerseits
unddiegrossewirtschaftlicheKraftderBankenandererseitsverwiesen.
Auch/dieganz missbräuchliche Anwendungdes Begriffes „ Taggeld "für
langfristigeBörsenkrediteist dasFinanzministeriumnachdrücklichst
aufmerksamgemachtworden.DasHauptargumentderBankenwardieBehaup-¬
tung ,dassdieIgggelderzu7ProzentZinsenfüreinJahrverliehenwer
den .Trotzder stadtbekanntenUnrichtigkeitdieserAngabehat dieGe-¬
meindedemFinanzministeriumbaldnachhermehrfachesMaterialübermit-¬

wodurch dievondenBankengenanntenZinssätze/gänzlichunzutref-¬telt ,
erwiesenwurden .Das Finanzministeriumkönnte sich natürlich sehr leicht durchfend :
BucheinsichtvondenwirklichenVerhältnissenselbstüberzeugen.Auch
nachdieserEnquetewaresnichtmöglich,dasFinanzministeriumzueiner
StellungnahmebezüglichderSteuerpflichtderTaggelderderBankenzu
beranlassen .Wohlaberwurdenundwerdendie Bankennachwievorzukei-¬
ner Einzahlungverhalten ,da ja nachAngabedes HerrnVizekanzlersdie -¬
se Fragenochimmerals „offen “gilt ,obgleichdasGesetzseit 14Mona-¬
ten in Kraft ist .Die Erklärung des Herrn Vizekanzlers ,dass dieFrage
derBankenumsatzsteuerpflichtderTaggelderbereitsbemusarbeitungdes
Gesetzesaufgeworfenwurde,entsprichtdurchausdemTatbestande.Nur
sinddarausdievollkommengegenteiligenSchlüssezuziehen.Beidiesen
Vorverhandlungen,an denendie GemeindeWienmitwirkte ,wurdevonden



Rathauskerrespondenz- 2 .Bogen
BankendasVerlangengestellt ,dieTaggelderundeineReiheandeserge
schäftlicherUmsätzevonderSteuerzahlungzubefreien .DieEntschei-¬
dungfiel aber dahin ,dass mit Ausnahmeder imGesetzeganzgenauum- ¬
schriebenenFälle ,unterdenendieTaggelderausdrücklichundabsichtlich
nichtaufgezähltsind ,derGesamtumsatzdieGrundlagederSteuerzubil
den hat .Als Entschädigungdafür wurdein Milderungder urpsünglichenAb
sichtender niedrigeSteuersatzvonein ViertelPromillebestimmt .Die
nachträgliche Freilassung der Taggelder würde also eineDoppelbegünsti - ¬
gungbedeuten.DeeWienerGemeindeverwaltunghatmündlichundschriftlich
demFinanzministeriumgegenübererklärt ,dass

. )dieBefreiungderTaggeldervonderBankenumsatzsteuer
imGesetzenichtbegründetist ;

. )diehiefürgewählteForm ,seit . Jänner1922dieSteuer
einfachnichteinzuhebenunddieRegelungbis zuirgendeinereinmalviel-¬
leichtkommendenAenderungdesGesetzes„offen“zulassen,ganzunzuläs-¬
sigIst , . )diesesVorgeheneineschwerefinanzielleSchädigungder
GemeindeundeinevolkkommenungerechtfertigteBersicherungderBanken

bedeutet, . )dieSteuerfreiheitder„sogenannten“Taggelderzuschwin-¬
delhftenMissbräuchenbenütztwird.

DieStadtWienist übrigensnichtgewillt,dieseschwereSchädigun
ihrereFinanzenohneweitershinzunehmen.Eswirdvielmehrgeprüftwer-¬
den ,obnichtdieMöglichkeithesteht ,denBundimWegedergericht-¬
lichenKlagefürdasMilliardengeschenk,daseraufKostenWiensden
Bankengemachthat ,zumSchadenersatzzuverhanten .
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